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1.8.  –  Iran.    Vor einem Revolutionsgericht 
in Teheran beginnt ein Massenprozess ge-
gen Teilnehmer an den Protesten gegen das 
umstrittene Ergebnis der Präsidentenwahlen 
(vgl. „Blätter“, 8/2009, S. 126 und 9/2009, 
S. 125), darunter führende Köpfe der Reform-
bewegung. Revolutionsführer Khamenei 
bestätigt am 3.8. den Wahlsieg von Ahme-
dinejad, der am 5.8. für eine weitere Amtszeit 
vereidigt wird. Ein von 202 Parlamentsabge-
ordneten unterzeichnetes Schreiben ver-
langt, Regierungsmitglieder müssten „der 
Verfassung und dem Revolutionsführer ver-
pflichtet sein“.
3.8.  –  NATO.    Der ehemalige dänische Re-
gierungschef Rasmussen übernimmt in Brüs-
sel das Amt des Generalsekretärs der Allianz 
(vgl. „Blätter“, 6/2009, S. 125 f.). Rasmussen 
nennt als Schwerpunkte künftiger Aufgaben 
den Einsatz der NATO-Truppen in Afgha-
nistan, die Entwicklung einer „echten stra-
tegischen Partnerschaft“ mit Russland, den 
Dialog mit islamischen Ländern Nordafrikas 
und des Nahen Ostens sowie die Ausarbei-
tung einer neuen Strategie, die im Dezember 
2010 auf einem Gipfel in Lissabon verab-
schiedet werden soll.
4.8.  –  Naher Osten.    Palästinenserpräsident 
Abbas eröffnet als Fatah-Vorsitzender in 
Bethlehem einen Generalkongress der Or-
ganisation. Abbas erklärt, „wir wehren uns 
gegen israelische Angriffe und Expansion, 
wir bauen Gesellschaft und Infrastruktur auf 
bis zum Punkt, wo wir zu einem natürlichen 
Palästinenserstaat erwachsen“. Fatah habe 
„exemplarische Fehler“ gemacht, die zur 
Wahlniederlage von 2006 und zum Macht-
verlust im Gazastreifen geführt hätten (vgl. 
„Blätter“, 3/2006, S. 262). In einem poli-
tischen Grundsatzpapier setzen sich die 2325 
Delegierten für Verhandlungen mit dem 
Ziel eines gerechten Friedens und eines Pa-
lästinenserstaates in den Grenzen von 1967 
ein und bekräftigen das legitime Recht auf 
Widerstand gegen die Besetzung mit allen 
gegebenen Mitteln. Der ursprünglich auf 
drei Tage angesetzte Kongress muss wegen 
Meinungsverschiedenheiten bei der Wahl 
der Führungsgremien (Zentralkomitee und 
Revolutionsrat) mehrfach verlängert werden. 

 –  USA.    Das Außenministerium ver-
tritt in einem Brief an den demokratischen 
Senator Lugar die Meinung, der hondura-
nische Präsident Zelaya habe mit „provo-
kativen Maßnahmen“ zu seinem Sturz im 
Juli d.J. beigetragen (vgl. „Blätter“, 8/2009, 
S. 127). Weitergehende wirtschaftliche Sank-
tionen gegen die neuen Machthaber werden 
in dem Schreiben abgelehnt.  –  Am 6.8. hält 
Präsidentenberater John Brennan im Cen-
ter for Strategic and International Studies in 
Washington einen vielbeachteten Vortrag. 
Amerika, so Brennan, befinde sich zwar im 
Krieg gegen Al Qaida, aber weder in einem 
„globalen Krieg“, noch im „Krieg gegen den 
Terror“. Die Wahrung nationaler Sicherheit 
setze politische, ökonomische und soziale 
Anstrengungen voraus. Für jeden erledigten 
Terroristen wachse ein neuer nach, solange 
es in jenen Gesellschaften an Sicherheit, Bil-
dung, Arbeit und Einkommen, an Selbstwert-
gefühl und Würde fehle. Macht müsse einge-
setzt werden, um zu beweisen, dass schein-
bar ausweglose Konflikte durch Diplomatie 
und Demokratisierung überwunden werden 
könnten. Beobachter deuten die Äußerungen 
Brennans als Anzeichen eines möglichen 
Kurswechsels der Regierung Obama. Wäh-
rend eines Aufenthalts in Nairobi (Kenia) be-
dauert Außenministerin Clinton am 6.8. die 
fehlende Zusammenarbeit der USA mit dem 
Internationalen Strafgerichtshof (ICC). Man 
hätte vermutlich eine Regelung für die strit-
tigen Punkte finden können. 
6.8.  –  Türkei/Russland.    Die Regierungs-
chefs Erdogan und Putin unterzeichnen in 
Ankara eine Vereinbarung über die geplante 
russische Gasleitung South Stream. Die Lei-
tung soll Erdgas von Russland durch das 
Schwarze Meer transportieren, türkische Ho-
heitsgewässer durchqueren, jedoch an der 
Ukraine vorbeiführen.
12.8.  –  Russland/Georgien.    Ministerprä-
sident Putin besucht überraschend Abcha-
sien. In einem Zeitungsinterview antwortet 
Putin auf die Frage, ob sich die kriegerischen 
Ereignisse vom August 2008 (vgl. „Blätter“, 
10/2008, S. 125 f.) wiederholen könnten, bei 
der gegenwärtigen georgischen Führung 
könne nichts ausgeschlossen werden. Die Prä-
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senz internationaler Organisationen (UNO 
und OSZE) in der von Georgien weiterhin 
beanspruchten Provinz sei von deren Aner-
kennung der abchasischen Souveränität ab-
hängig. Abchasien benötige ohnehin nur die 
Anerkennung Russlands.
14.8.  –  Russland/BRD.    Bundeskanzlerin 
Merkel trifft sich in Sotschi am Schwarzen 
Meer mit Präsident Medwedjew zu einem 
Meinungsaustausch. Im Vordergrund stehen 
Wirtschaftsfragen. Die jüngsten Morde an 
Menschenrechtsaktivisten im Nordkaukasus, 
so hatte Merkel erklärt, seien „absolut inak-
zeptabel“ und erforderten ein entschiedenes 
Vorgehen der russischen Behörden. 
15.8.  –  Türkei.    Die Regierung kündigt eine 
Initiative zur Lösung des Kurden-Problems 
an. Es werde an einem Plan gearbeitet, mit 
dem die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) zur 
Niederlegung der Waffen bewegt werden 
solle. Ein Dialog mit der PKK und ihrem in-
haftierten Führer Abdullah Öcalan komme 
nach wie vor nicht in Frage. 
17.-18.8.  –  USA/Ägypten.    Der ägyptische 
Staatschef Mubarak konferiert in Washing-
ton mit Außenministerin Clinton und Präsi-
dent Obama, der im Juni d.J. Kairo besucht 
hatte (vgl. „Blätter“, 8/2009, S. 125). 
18.8.  –  USA/Korea.    Der ehemalige Präsi-
dent Clinton unterrichtet Präsident Obama 
im Weißen Haus über seinen Besuch in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea (Nord-
korea). Clinton hatte Nordkoreas Führer Kim 
Jong Il getroffen und die Freilassung von 
zwei inhaftierten Amerikanerinnen erreicht. 
Außenministerin Clinton erläutert, die Hal-
tung der Regierung gegenüber Nordkorea 
bleibe unverändert. Nach einer Begegnung 
mit nordkoreanischen Diplomaten in Santa 
Fe am 19.8. teilt Gouverneur Richardson 
mit, die Regierung in Pjöngjang wolle di-
rekte Kontakte mit den USA, lehne jedoch 
neue „Sechser-Gespräche“ unter Einschluss 
von China, Russland, Japan und Südkorea 
ab.  –  Am 25.8. heißt es, Nordkorea habe den 
amerikanischen Sondergesandten Bosworth 
zu Gesprächen über sein umstrittenes Atom-
programm eingeladen. Der Diplomat werde 
zunächst die Regierungen Südkoreas, Chi-
nas und Japans konsultieren.
19.8.  –  Irak.    Aus Bagdad werden die 
schwersten Anschläge seit dem Rückzug der 
amerikanischen Truppen aus den irakischen 
Städten gemeldet, mit über 100 Toten und 

mehr als 530 Verletzten. Betroffen seien vor 
allem Regierungseinrichtungen. 
20.8.  –  Afghanistan.    Überschattet von Ra-
ketenangriffen, Bombenexplosionen und 
Gefechten in vielen Landesteilen finden Prä-
sidentschaftswahlen statt, zu denen 17 Mil-
lionen registrierte Wähler aufgerufen sind. 
Schon vor Bekanntgabe der Ergebnisse, die 
erst in einigen Wochen erfolgen soll, erklä-
ren sich Amtsinhaber Hamid Karzai und sein 
wichtigster Konkurrent, der frühere Außen-
minister Abdullah Abdullah, als Wahlsieger. 
Der UN-Beauftragte für Afghanistan, der 
Norweger Kai Eide, ruft zu Besonnenheit und 
Geduld auf. Um die Legitimität des Urnen-
gangs festzustellen, müssten unabhängige 
Ermittlungen zu Vorwürfen des Wahlbetrugs 
abgewartet werden: „Es gibt keinen Zweifel 
daran, dass es am Wahltag Unregelmäßig-
keiten gegeben hat.“
 –  Iran/Syrien.    Syriens Präsident al-
Asad führt in Teheran Gespräche mit Revolu-
tionsführer Khamenei, Präsident Ahmedine-
jad und Außenminister Mottaki. Beide Seiten 
verweisen auf ihre langjährige Allianz, um 
westlichem Druck zu widerstehen und dem 
amerikanischen Einfluss in der Region ent-
gegenzutreten.
21.8.  –  Slowakei/Ungarn.    Die slowakische 
Regierung verfügt ein Einreiseverbot ge-
gen Ungarns Präsidenten Solyom. Anlass 
der neuen Spannungen zwischen den bei-
den EU-Mitgliedstaaten ist die Absicht von 
Solyom, an der Enthüllung eines Denkmals 
für den ungarischen Nationalheiligen Stefan 
in der seit dem Vertrag von Trianon (1920) 
durch die Donau geteilten Grenzstadt 
Komarno (Komaron) teilzunehmen.
23.8.  –  Korea.    Eine hochrangige nord-
koreanische Delegation, die sich zu den 
Trauerfeierlichkeiten für den verstorbenen 
früheren südkoreanischen Präsidenten und 
Friedensnobelpreisträger Kim Dae Jung in 
Seoul aufhält, trifft mit dem amtierenden Prä-
sidenten Südkoreas Lee Myung Bak zusam-
men. In Berichten heißt es, von beiden Seiten 
sei der Wunsch nach einer Verbesserung der 
Beziehungen zwischen der Demokratischen 
Volksrepublik Korea und der Republik Korea 
geäußert worden. 
27.8.  –  BRD/Israel.    Auf einer gemeinsamen 
Pressekonferenz mit dem israelischen Minis-
terpräsidenten Netanjahu in Berlin bezeich-
net Bundeskanzlerin Merkel Zugeständnisse 
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an die Palästinenser und den Stopp des Sied-
lungsbaus im Westjordanland als entschei-
dend für Friedensverhandlungen. Der Schutz 
des Existenzrechts Israels sei deutsche 
Staatsräson. Netanjahu erneuert seine Be-
reitschaft, die palästinensische Führung „oh-
ne jede Vorbedingung“ zu treffen. Die An-
erkennung eines Palästinenserstaates erfor-
dere aber auch die Anerkennung des „jüdi-
schen Staates“ Israel durch die Palästinenser.
28.8.  –  Südamerika.    Staats- und Regie-
rungschefs der zwölf Mitglieder der Union 
Südamerikanischer Nationen (UNASUR; 
gegründet 2008) befassen sich auf einem 
außerordentlichen Gipfel im argentinischen 
Ferienort Bariloche mit den Differenzen über 
ein noch nicht rechtskräftiges Abkommen 
zwischen Kolumbien und den USA, das US-
Militär- und Zivilpersonal den Zugang zu 
sieben Stützpunkten der kolumbianischen 
Streitkräfte erlaubt. Das Abkommen wird vor 
allem von Ekuador, Bolivien und Venezuela 
heftig kritisiert. Der venezolanische Präsi-
dent Chavez spricht von einer Bedrohung, 
die Bekämpfung des Drogenhandels sei ein 
Vorwand und Teil der amerikanischen Be-
mühungen, das sozialistische Regime seines 
Landes zu stürzen. 
30.8.  –  Japan.    Die seit 1955 fast ununter-
brochen regierende Liberaldemokratische 
Partei (LDP) muss die Macht abgeben. Re-
gierungschef und LDP-Vorsitzender Taro 
Aso tritt noch am Wahlabend zurück. Die von 
Yukio Hatoyama geführte Demokratische Par-
tei Japans (DPJ) erobert bei den Wahlen zum 
Unterhaus mehr als 300 der 480 Parlaments-
sitze.    Hatoyama soll am 16. September d.J. 
das Amt des Regierungschefs übernehmen.
 –  Saarland.    Die bisher alleinregie-
renden Christdemokraten von Ministerpräsi-
dent Peter Müller müssen bei den Landtags-
wahlen erhebliche Stimmenverluste hinneh-
men, auch die Sozialdemokraten unter ihrem 
Landesvorsitzenden Heiko Maas verzeich-
nen Verluste. Gewinnerin ist vor allem die 
Linkspartei mit Spitzenkandidat Oskar La-
fontaine. Die Wahlbeteiligung liegt bei 67,6 
(2004: 55,5) Prozent. Nach dem vorläufigen 
amtlichen Endergebnis entfallen auf die fünf 
im Landesparlament vertretenen Parteien 
(Angaben in Prozent): CDU 34,5 (2004: 47,5), 
SPD 24,5 (30,8), Linke 21,3 (PDS: 2,3), FDP 
9,2 (5,2), Bündnis 90/Die Grünen 5,9 (5,6). 
Zusammensetzung des neuen Landtags (51 

Abgeordnete): CDU 19 (2004: 27), SPD 13 
(18), Linke 11 (-), FDP 5 (3), Grüne 3 (3). (Zur 
Landtagswahl vom 5. September 2004 vgl. 
die Chronik in „Blätter“, 11/2004, S. 1285 
und die Tabelle in 1/2005, S. 126.)
 –  Sachsen.    Die Christdemokraten von 
Ministerpräsident Stanislaw Tillich können 
bei der Landtagswahl ihre führende Stel-
lung behaupten. Der sozialdemokratische 
Koalitionspartner unter seinem Landesvor-
sitzenden und stellvertretenden Minister-
präsidenten Thomas Jurk verbucht leichte 
Stimmengewinne. Die NPD kann erneut in 
den Landtag einziehen. Die Wahlbeteiligung 
liegt bei 52,2 (2004: 59,6) Prozent. Nach dem 
vorläufigen amtlichen Endergebnis entfallen 
auf die sechs im Landesparlament vertre-
tenen Parteien (Angaben in Prozent): CDU 
40,2 (2004: 41,1), Die Linke 20,6 (PDS: 23,6), 
SPD 10,4 (9,8), FDP 10,0 (5,9), Bündnis 90/
Die Grünen 6,4 (5,1), NPD 5,6 (9,2). Zusam-
mensetzung des neuen Landtags (132, bisher 
124 Abgeordnete): CDU 58 (2004: 55), Linke 
29 (31), SPD 14 (13), FDP 14 (7), Grüne 9 (6), 
NPD 8 (12). (Zur Landtagswahl vom 19. Sep-
tember 2004 vgl. die Chronik in „Blätter“, 
11/2004, S. 1286 und die Tabelle in 1/2005, 
S. 127.) Tillich kündigt an, er wolle die Koali-
tion mit den Sozialdemokraten nicht fortset-
zen und strebe für die nächste Legislaturpe-
riode eine Zusammenarbeit mit den Freien 
Demokraten an. 
 –  Thüringen.    Die Christdemokraten 
von Ministerpräsident Dieter Althaus verlie-
ren bei den Landtagswahlen ihre absolute 
Mehrheit, bleiben aber stärkste Partei. An 
zweiter Stelle liegt die Linke mit ihrem Spit-
zenkandidaten Bodo Ramelow, gefolgt von 
den Sozialdemokraten unter ihrem Landes-
vorsitzenden Christoph Matschie. Die NPD 
scheitert mit 4,3 Prozent an der Fünf-Prozent-
Klausel. Die Wahlbeteiligung liegt bei 56,2 
(2004: 53,8) Prozent. Nach dem vorläufigen 
amtlichen Endergebnis entfallen auf die fünf 
im Landesparlament vertretenen Parteien 
(Angaben in Prozent): CDU 31,2 (2004: 43,0), 
Die Linke 27,4 (PDS: 26,1), SPD 18,5 (14,5), 
FDP 7,6 (3,6), Bündnis 90/Die Grünen 6,2 
(4,5). Zusammensetzung des neuen Land-
tags (88 Abgeordnete): CDU 30 (2004: 45), 
Linke 27 (28), SPD 18 (15), FDP 7 (-), Grüne 6 
(-). (Zur Landtagswahl vom 13. Juni 2004 vgl. 
die Chronik in „Blätter“, 8/2004, S. 902 und 
die Tabelle in 1/2005, S. 126.)
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